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Unfallrenten-

Besteuerung

Schrecken ohne Ende?!

Café Landtmann

1. Dezember 2003

Schluss mit dem Taschenraub!

(Wien, 1. Dezember 2003).  In einem mit 7. Dezember 2002 datierten Erkenntnis hat der Verfassungsgerichtshof (VfGH) die Bestimmungen über die Unfallrentenbesteuerung für die Jahre 2001 und 2002 als verfassungswidrig aufgehoben. Trotzdem kassiert die Blau-Schwarze Regierung auch heuer - ausgerechnet im Europäischen Jahr der Menschen mit Behinderungen – voll bei den Unfallrenten ab.

Für österreichweit rund 108.000 UnfallrentnerInnen, die zum großen Teil ohnehin nahe dem Existenzminimum leben, bedeutet dieses unsoziale Vorgehen eine untragbare Pensionskürzung von 30 bis 50 Prozent im Monat. Die gemeinsame Forderung der Fraktion Sozialdemokratischer GewerkschafterInnen im ÖGB und der SPÖ: Schluss mit dem Taschenraub! Die Besteuerung muss, rückwirkend ab 2003, für immer entfallen. 

Der nächste Schritt zur Beendigung der unsozialen Behindertenpolitik auf dem Rücken der schwächsten Mitglieder unserer Gesellschaft: Ein Initiativantrag im Parlament.
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Mit Erkenntnis vom 7. Dezember 2002, G 85/02, hat der Verfassungsgerichtshof auf
Grund eines sog. "Drittelantrages" der Nationalratsfraktion der SPO Bestimmungen
uber die Unfallrentenbesteuerung als verfassungswidrig aufgehoben.




Original vom Dezember 2002: Meldung über die Aufhebung der Unfallrentenbesteuerung

Ihre Ansprechpartner:

Mag. Christine Lapp, SPÖ-Behindertensprecherin
Rudolf Hundstorfer, Vorsitzender der FSG Wien

Hermann Kral, ÖBB-Bediensteter
Wilhelm Schreiner, Gemeindebediensteter
Rückfrage-Hinweis:

SPÖ
Tel.: 01/40110-3709
M: christine.lapp@spoe.at

Informationen im Internet: www.fsg.or.at, www.spoe.at, www.christinelapp.at
Frist für Reparaturen: Schamlos ausgenützt

Der Verfassungsgerichtshof hat dem Gesetzgeber eine "Reparaturfrist" bis zum 31.12.2003 eingeräumt, um die missglückten Bestimmungen über die Unfallrenten zu reparieren. Die Bundesregierung hätte also das ganze Jahr Zeit gehabt, mittels ihrer Parlamentsmehrheit diese schikanöse Regelung zu beseitigen. Stattdessen nutzt Schwarz-Blau die verstreichende Frist schamlos aus, um auch 2003 ungeniert bei den UnfallrentnerInnen abzukassieren: Bis dato haben die Koalitionsparteien keinen Anlass gesehen, in Sachen Unfallrenten aktiv zu werden. 

Da die Zeit nun bereits sehr knapp ist, haben Abgeordnete der SPÖ in einem offenen Brief den dringenden Appell an die Regierung gerichtet, die Unfallrentenbesteuerung für 2003 ersatzlos und rückwirkend zu streichen und jenen Betroffenen, die bereits im heurigen Jahr Unfallrentensteuer bezahlen mussten, diese Steuer zu refundieren. 

Nächster sozialrechtlicher Überfall geplant 

Ob die Regierungsparteien doch noch zur Vernunft kommen, ist jedoch stark zu bezweifeln, denn der nächste sozialrechtliche Überfall ist schon in Planung. So hat der ÖVP-Sozialsprecher Tancsits bereits laut über eine Fortführung der Unfallrentensteuer nachgedacht. Die Dementis von führenden VP-Politikern kamen zwar umgehend, waren aber mehr als halbherzig. Da die soziale Grausamkeit der ÖVP aber offenbar keine Grenzen hat (wie in den letzten Jahren schon etliche Male unter Beweis gestellt wurde), wäre es nicht verwunderlich, wenn die Besteuerung der Unfallrenten tatsächlich fortgeführt wird. 

Nächster Schritt: Initiativantrag im Parlament

Da es nur mehr wenige Parlamentstage in diesem Jahr gibt, muss eine soziale und gerechte Lösung rasch umgesetzt werden. Daher hat die SPÖ einen Initiativantrag zur Beseitigung der Unfallrenten im Parlament eingebracht. Gemeinsam wird es uns hoffentlich gelingen, diese unsoziale, auch vom Verfassungsgerichtshof eindeutig abgelehnte Maßnahme zu einer wenig ruhmreichen Fußnote in der Geschichte der Gesetzgebung dieses Landes werden zu lassen.    

Christine Lapp, SPÖ-Behindertensprecherin

Besteuerung der Unfallrenten: 

Auch noch eine Doppelsteuer!
Schon die Tatsache, dass auch die sozial Schwächsten in unserer Gesellschaft derart gnadenlos zur Sanierung der Staatskassen herangezogen werden, ist eigentlich ungeheuerlich. Man sollte sich aber zusätzlich vor Augen führen, dass zur Bemessung der Unfallrente ursprünglich zwei Drittel des letzten Jahresbezuges herangezogen wurden. Das dritte Drittel des Jahresbezuges blieb immer unberücksichtigt, da es als Steuerersatz galt. Vom Ansatz her ist die Unfallrente daher eine „Brutto-für-netto“-Leistung. 

Und ihre Besteuerung ist somit de facto eine Doppelsteuer!

Keine Information für die Betroffenen
Gewerkschaften massiv gegen diese zynische Steuer protestiert und die SPÖ hat eine Klage beim Verfassungsgerichtshof eingereicht. Der Verfassungsgerichtshof hat in der Folge die Besteuerung für 2001 und 2002 aufgehoben.

Informierte UnfallrentnerInnen können sich die Steuer von 2001 und 2002 heuer theoretisch beim Finanzamt zurückholen. Nur leider: Außer von den Gewerkschaften wurden die Betroffenen nicht ausreichend informiert.

Böses Erwachen im nächsten Jahr
Ein besonderer Skandal ist es aber, dass die Bundesregierung bis heute die Besteuerung für 2003 nicht abgeschafft hat.

Grausliches „Schmankerl“ am Rande: Für Unfallrenten unter 600 € monatlich wird die Steuer erst im Nachhinein (beim Lohnsteuerausgleich) eingehoben. Bei Unfallrenten über 600 € zahlen die BezieherInnen derzeit 22 % Steuern a Konto. Das böse Erwachen kommt für fast alle dann bei der Arbeitnehmerveranlagung im Folgejahr!

Solange vom Parlament kein neues Gesetz beschlossen wird, wird die Unfallrente ab 2004 nicht mehr besteuert. Leider ist jedoch zu befürchten, dass diese „behindertenfreundliche Regierung“ in nächster Zeit die Unfallrentenbesteuerung wieder einführt. 

Sofortiges „Aus“ ist angesagt
Unfallrenten sollen bekanntlich den durch die Behinderung entfallenden Verdienst ausgleichen und Hilfe für die Bewältigung des nunmehr eingeschränkten Alltags sein. Auch das hat der Verfassungsgerichtshof in zwei Erkenntnissen festgestellt.

Die FSG fordert daher: Die Besteuerung der Unfallrenten muss - rückwirkend ab 2003 - für immer entfallen!

Rudolf Hundstorfer, Vorsitzender der FSG Wien

Und jetzt soll ich doppelt zahlen?

Gedanken eines Unfallrenten-Beziehers
Guten Tag, mein Name ist Hermann Kral. Geboren wurde ich am 22. 9 1939. Von Beruf Eisenbahner. Und zwar seit dem 16. 5. 1960. Ich habe damals im Expressgut angefangen. 

Am 4. 11. 1961, ein Datum, das man in meinem Fall nicht leicht vergisst, hatte ich einen Arbeitsunfall. 

Ich möchte den Vorfall möglichst kurz und trocken schildern.

Bei Verschubarbeiten hat mich ein Zug umgestoßen. Mein rechter Fuß wurde eingeklemmt. Der Zug hat mich einige Meter weit mitgeschleppt. 

Eine Oberschenkelamputation war erforderlich.

Der Rehab-Aufenthalt dauerte mehr als ein Jahr.

10 Jahre lang haben Ärzte dann versucht, mir eine Prothese anzupassen. 

Es gelang ihnen nicht. Der kurze Stumpf bereitete durch Entzündungen immer wieder Beschwerden und Schmerzen.

Letztendlich war nur eine Versorgung mit Krücken möglich.

Jetzt bin ich Unfallrentner 

Kosten an allen Ecken und Enden
Um das Geld geht es mir nur sekundär. Aber sehr wohl um das Verständnis meiner Situation – und angesichts der aktuellen Zahlen auch um das Schicksal von mehr als 100.000 weiteren Betroffenen. Einige meiner „Extrakosten“ aufgeschlüsselt:

Autoumbau (Automatik, Gas links). Die Benutzung öffentlicher Verkehrsmittel ist schwierig bis unmöglich geworden.

Assistenzleistung bei der Verrichtung aller Tätigkeiten des täglichen Lebens, bei denen die Beine wichtig sind. Selbstverständlichkeiten wie stehen, gehen, eine Leiter besteigen. Wenn es zum Beispiel darum geht, Wäsche zu waschen oder zu bügeln, die Wohnung sauber zu machen und die Teppiche zu saugen, zu kochen, einzukaufen. Aber auch die tägliche Körperpflege ist für mich nicht so selbstverständlich zu absolvieren wie für den Durchschnittbürger.

Die Kosten einer Haushaltshilfe liegen bei mindestens 10 EURO pro Stunde. 

Die Kosten für persönliche Assistenz (Körperpflege) liegen noch höher, meiner Erfahrung nach bei mindestens 15 EURO die Stunde. 

Bei durchschnittlich 80 benötigten Stunden pro Monat betragen die so anfallenden Kosten rund 800 EURO.  

Ich bin dankbar und glücklich, dass meine Situation dadurch abgefedert wird, dass mir meine Ehefrau zur Seite steht. Ansonsten wäre der Alltag kaum zu bewältigen. 

Auch in unserer  gegenwärtigen Situation können wir uns vieles allerdings nicht mehr leisten, weil uns die Besteuerung der Unfallrente rund 3.400 EURO im Jahr wegnimmt. Die Lebensqualität ist durch meine Behinderung gesunken. Uns bleibt die Hoffnung, dass sie bei Wegfall der Steuer wieder ein wenig steigt. Wir hoffen. Das ist, was uns bleibt.

 






Hermann Kral, ÖBB-Bediensteter
Das haben wir nicht verdient!

Ein Betroffener: Warum Behinderung bares Geld kostet
Ich habe den Beruf „Allgemeinschlosser“ erlernt, habe die Berufsausbildung mit Prüfung absolviert. Heute würde ich etwa mindestens um die 2.000 EURO im Monat verdienen, ohne Zulagen, laut Kollektivvertrag.

Hätte ich nicht am 28. Februar 1988 bei einem Arbeitsunfall die linke Hand verloren.

Meine Überlegungen sind nicht von Geldgier getrieben. Aber ab und zu denke ich doch darüber nach, wie meine Berufslaufbahn ohne diesen Unfall verlaufen wäre, ohne die Schmerzen, ohne die mit einem solchen Vorfall verbundenen  Konsequenzen, mit meinen beiden gesunden Händen. 

Rein finanziell: Ich wäre nach einigen Jahren in eine höhere Gehaltsklasse aufgestiegen, hätte (siehe oben) erheblich mehr Geld verdient.

Zum Glück habe ich trotz meiner Behinderung einen, freilich erheblich schlechter bezahlten Job gefunden. Denn von meiner Unfallrente in der Höhe von 883 EURO kann ich nicht leben. Vor allem nicht, wenn mir der Finanzminister, wie in den vergangenen Jahren, im Monat 273,75 EURO Steuer von dieser Unfallrente abzieht. 

Was noch dazu kommt: Allein die Fixkosten für Medikamente und Arzneimittel – mit verursacht durch die stark erhöhten Gebühren im Gesundheitsbereich - betragen heute rund 70 EURO pro Monat.

Ich hoffe sehr, dass es mir niemand krumm nimmt, wenn ich die Besteuerung der Unfallrenten so benenne, wie ich sie empfinde: Das ist Abkassiererei. 

Und das haben wir, die betroffenen Einzahler, nicht verdient.

Wilhelm Schreiner, Gemeindebediensteter
